
LW 34/2018 9

AGRARPOLIT IK

nen besseren Schutz des Grund-
wassers. Es müssen alle Möglich-
keiten der Länderöffnungsklausel 
in der Düngeverordnung genutzt 
werden. Die Länderöffnungs-
klausel gibt den Ländern die 
Möglichkeit, in stark belasteten 
Regionen, mit einer Reihe von 
14 Maßnahmen auf die örtlich 
akuten Probleme reagieren zu 
können.

Die Düngeverord-
nung ist novelliert 
worden, um die Aus-
bringungsmengen 

von Gülle und weiteren Dünge-
mitteln umweltverträglicher zu 
gestalten. Daher sehen wir die 
neue Düngeverordnung als drin-
gend erforderlich an, insbeson-
dere für einen besseren Schutz 
des Grundwassers.Als Schwer-
punkt in der Länderverordnung 
wollen wir insbesondere in Ge-
bieten mit hohen Nitratbelas-
tungen die landwirtschaftlichen 
Beratungsmaßnahmen verstär-
ken. Darüber hinaus wollen wir 
besonders umwelt- und klima-
schutzorientierte Vorhaben über 
das Agrarinvestitionsprogramm 
(AFP) fördern. Dazu gehören 
der Neubau oder die Nachrüs-
tung abgedeckter Güllebehälter 
oder die Anschaffung besonders 
emissionsmindernder sowie zur 
Direkteinarbeitung von Wirt-
schaftsdünger geeignete Aus-
bringungstechnik.
Landwirte können aber auch 
schon jetzt über das Hessische 
Programm für Agrarumwelt- 
und Landschaftspflege-Maßnah-
men (HALM) spezifische För-
dermaßnahmen nutzen: Die 
Förderung von Zwischenfrüch-
ten über den Winter dient bei-
spielsweise sowohl dem Grund-
wasserschutz vor Eintrag von 
Nitrat als auch dem Erosions-
schutz, während die Anlage von 
Blühstreifen bzw. Gewässer-/ 
Erosionsschutzstreifen gezielt 

Düngeverordnung, Investitionsförderung, AGZ,
Ferkelkastration, Regionalität, Agrarberatung
Parteien nehmen Stellung zur Agrarpolitik – Landtagswahl am 28. Oktober

Am 28. Oktober wird in Hessen ein neuer Landtag gewählt. Bäuerinnen und Bauern richten sich bei 
ihrer Wahlentscheidung wie jeder andere Bürger auch nach der Schul-, Verkehrs-, Infrastruktur- und 
Migrationspolitik der jeweiligen Parteien. Es geht ihnen aber vor allem um agrarpolitische Fragen, in 
denen das Land einiges bewirken kann. Gerade die Förderung, die Vorgaben zur Tierhaltung und die 
Ausrichtung der Agrarberatung sind für die landwirtschaftlichen Unternehmen entscheidend. Die LW-
Redaktion hat die bislang im Hessischen Landtag vertretenen Parteien zu den wichtigen Themen befragt. 

Welche Schwerpunkte würden 
Sie bei der Länderverordnung 
beziehungsweise bei den Maß-
nahmen zur Umsetzung der 
Düngeverordnung in Hessen 
setzen?

Die CDU Hessen ist 
seit jeher die Partei 

des ländlichen Raums und der 
Landwirtschaft. Die Landwirt-
schaft in Hessen verdient unsere 
größte Wertschätzung. Sie arbei-
tet nach höchsten internationa-
len Standards, produziert hoch-
wertige regionale Lebensmittel, 
prägt unsere Kulturlandschaft 
und trägt substanziell zu Um-
welt,- Arten- und Klimaschutz in 
Hessen bei. Die mittelständische, 
familienbetriebene, bäuerliche 
Landwirtschaft verdient dabei 
unsere besondere Unterstützung 
und soll in Hessen weiterhin füh-
rend sein.
Zur Umsetzung der neuen Dün-
geverordnung wollen wir die 
sogenannten „roten Gebiete“ 
mit besonderen Belastungen 
sachgerecht und auf wissen-
schaftlicher Grundlage definie-
ren. Die Länderöffnungsklauseln 
werden wir nutzen, um gemein-
sam mit unseren Landwirten 
praxisgerechte Lösungen zur 
Reduzierung des Nährstoffein-
trags in die Gewässer zu finden. 
Bei nötigen Investitionen zur 
Einhaltung der gesetzlichen Vor-
gaben werden wir die Landwirte 
im Rahmen der Investitionsför-
derung unterstützen.
Uns ist wichtig, dass auch ande-
re Schadstoffemittenten (insbe-
sondere Kläranlagen) in den 
Blick genommen werden, um die 
Belastung unserer Gewässer mit 
Nitrat und Phosphor insgesamt 
weiter zu minimieren.

Wir fordern eine 
konsequentere Um-
setzung der Dünge-
verordnung und ei-

dem Boden- und Gewässer-
schutz dienen. Im Rahmen der 
verpflichtenden Greening-Maß-
nahmen können darüber hinaus 
Pufferstreifen an Gewässern an-
gelegt werden.

Wir setzen uns 
für eine praxisge-
rechte und unbü-
rokratische Um-

setzung des Düngerechts in 
Hessen ein. Eine bedarfs- und 
standortgerechte Nährstoffver-
sorgung ist die Grundlage des 
nachhaltigen Pflanzenbaus. Wir 
werden die Landwirtschaft dabei 
unterstützen, die Nährstoffe so 

effizient wie möglich einzuset-
zen, ungewollte Verluste zu ver-
meiden und die Umwelt zu scho-
nen. Dabei setzen wir vorrangig 
auf Beratung wie etwa das Wet-
terauer Modell, Förderung von 
effizienzsteigernden Maßnah-
men und freiwillige Kooperati-
onen mit Wasserversorgern. 
Große Chancen sehen wir in der 
Nutzung von digitalen Daten für 
die Präzisionslandwirtschaft: 
Der Einsatz von Sensoren, 
Drohnen- oder Satellitendaten, 
die Verknüpfung von Ertragskar-
ten, Wetterprognosen und Bo-
denanalysen können die Effizi-
enz im Pflanzenbau erheblich 
steigern.

Die neue Gebietsabgrenzung 
der benachteiligten Gebiete, 
die für den Erhalt der Aus-
gleichszulage (AGZ) entschei-
dend ist, muss demnächst um-
gesetzt werden. Was ist Ihnen 
dabei wichtig und wie stehen 
Sie generell zur AGZ?

Die Ausgleichszula-
ge für benachteiligte 

Gebiete ist für die Sicherstellung 

So stimmten die Hessen  
bei der Landtagswahl 2013 ab

dpa. 19766
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einer flächendeckenden Land-
wirtschaft und die damit verbun-
denen Leistungen für Umwelt-, 
Klima- und Artenschutz sowie 
den Erhalt der Kulturlandschaft 
unerlässlich und für Hessen von 
hoher Bedeutung.
Auch wenn wir die Abgrenzung 
an Hand der Landwirtschaftli-
chen Vergleichszahl weiterhin 
für sachgerecht halten, machen 
die neuen europäischen Vorga-
ben eine Anpassung der Abgren-
zungskriterien unabdingbar. Als 
CDU Hessen wollen wir die 
AGZ fortentwickeln und die eu-
ropäischen Öffnungsklauseln 
soweit wie möglich nutzen, um 
schrittweise eine für Hessen 
sachgerechte Lösung zu errei-
chen und unangemessene Verla-
gerungen zu vermeiden.

Wir sehen die Ge-
bietsfrage nach wie 
vor als überprü-
fungsbedrüftig an. 
Die AGZ sollte bei-

behalten werden.

Die kleinstrukturier-
te, bäuerliche Land-
wirtschaft in Hessen 
benötigt weiterhin 

eine besondere Unterstützung. 
Dabei spielt die Ausgleichszulage 
für benachteiligte Gebiete eine 
wichtige Rolle. Wir Grüne sehen 
darin eine Einkommensstützung, 
die dafür sorgen soll, eine ver-
brauchernahe und bäuerliche 
Landwirtschaft in Hessen zu er-
halten. Wir sind daher sehr froh, 
dass auch im Jahr 2017 rund 18 
Millionen Euro unbürokratisch 
und frühzeitig ausgezahlt werden 
konnten.
Die Abgrenzungssystematik für 
die Förderung der benachteilig-
ten Gebiete wird seit den 70er 
Jahren in der derzeitigen Form 
ausgeführt. Aufgrund zu großer 
Unterschiede in den Abgren-
zungssystemen definiert die EU 
inzwischen acht Indikatoren, 
welche einheitlich angewendet 
werden müssen. Aus diesem 
Grund müssen auch die hessi-
schen AGZ-Gebiete neu aufge-
teilt und einer Prüfung durch die 
EU-Behörde in Brüssel unterzo-
gen werden. Wir setzen uns im 
Rahmen der Öffnungsklausel 
dafür ein, dass die Gebietskulisse 
so wenig wie möglich verlagert 
wird.

Für die Landwir-
te in den hessi-
schen Höhenla-
gen ist die AGZ 

eine wichtige Unterstützung, die 
die Pflege unserer Kulturland-
schaft insbesondere in der Wei-
dehaltung sichert. Bei der Um-
setzung der neuen Gebietskulis-
se ist uns besonders daran gele-
gen, dass das Land mit offenen 
Karten spielt und die Landwirte 
in die Entscheidungsfindung 
einbezieht. Es darf auf keinen 
Fall der Eindruck entstehen, dass 
einseitige Änderungen zu Guns-
ten einer bestimmten Bewirt-
schaftungsform oder Region 
vorgenommen wird. Deshalb 
wollen wir eine klare Beteiligung 
der Betroffenen und nachvoll-
ziehbare objektive Kriterien für 
die Festsetzung der neuen Ge-
bietskulissen.

Die Investitionsförderung ist 
ein wichtiges Instrument der 
Landesagrarpolitik. Welche 
Schwerpunkte würden Sie set-
zen und wie würden Sie die 
Förderung attraktiver ma-
chen?

Die Investitionsför-
derung unterstützt 

die Modernisierung unserer Be-
triebe, damit sich diese zukunfts-
fähig aufstellen können. Sie soll 
auch künftig eine zentrale Säule 
der Agrarförderung in Hessen 
sein.
Von besonderer Bedeutung ist 
die Agrarförderung vor allem für 
Investitionsvorhaben für die 
Wettbewerbs- und Zukunftsfä-
higkeit der Betriebe, zur Steige-
rung des Tierwohls und zur Er-
füllung steigender gesetzlicher 
und gesellschaftlicher Ansprü-
che. Daher setzen wir uns dafür 
ein, verstärkt Stallneubauten 
oder Stallumbau zu unterstützen 
und künftig auch wieder Bauvor-
haben zu fördern, die „nur“ den 
geltenden strengen Rechtsvor-
schriften entsprechen.
Auch für bauliche Anpassungen, 
die zur Umsetzung der neuen 
Dünge-VO und zur Umsetzung 
des Kastenstands-Urteil erfor-
derlich sind, sollen Fördermittel 
bereitgestellt werden.
Künftig sollen auch juristische 
Personen und Vereine, wie zum 
Beispiel die Maschinenringe, 
vom Förderangebot profitieren 
können. Wir setzen uns ange-
sichts dieser Herausforderungen 

dafür ein, der Investitionsförde-
rung eine zentrale Rolle im Rah-
men der Agrarförderung der 
Zweiten Säule einzuräumen.

Agrarumweltpro-
gramme sind not-
wendig, da die 
Landwirtschaft ins-
gesamt nachhaltiger 

werden muss. Als Stichwort seien 
hier nur Stickstoffüberschüsse 
und die Nitratbelastung des 
Trinkwassers sowie die Arten-
vielfalt genannt. Investitionsför-
derung streben wir für artge-
rechte Tierhaltung und regiona-
le Vermarktung an.

Wir wollen den ein-
geschlagenen Weg 
fortführen und die 
Förderung einer 

nachhaltigen und am Tierwohl 
orientierten Landwirtschaft aus-
bauen – egal ob Biobetrieb oder 
konventioneller Betrieb. Mit den 
Fördergeldern der Gemeinsa-
men Agrarpolitik (GAP) sollen 
Agrarumweltmaßnahmen für 
eine nachhaltige Landwirtschaft 
mit vielfältigen Fruchtfolgen, 
deutlich weniger Chemie, Schutz 
des Grundwassers und Artenviel-
falt durch Hecken und Blühstrei-
fen sowie am Tierwohl ausge-
richtete Tierhaltung so attraktiv 
gestaltet werden, dass sie in ganz 
Hessen ankommen. Bei der In-
vestitionsförderung speziell gilt 
für uns, dass sich die Haltung den 
Nutztieren anpassen muss und 
nicht umgekehrt. Deshalb wol-
len wir eine am Tierwohl ausge-
richtete Tierhaltung fördern. 
Die Förderung von Umbauten 
soll sich auf die Ställe begrenzen, 
die der artgerechten Haltung 
ökologischer Landwirtschaft 
entsprechen. Außerdem soll der 
Ankauf von innovativer Technik 
zur Verbesserung von Tierwohl 
gefördert werden. Gleiches gilt 
für Maschinen und Geräte, die 
zu einer Minderung von Um-
weltbelastungen führen.

Viele Landwirte 
b e k l a g e n  z u 
Recht überbor-
dende Regulie-

rung und bürokratische Hürden, 
die Investitions- und Produkti-
onskosten unnötig erhöhen und 
zusätzlichen Arbeitsaufwand 
schaffen. In den Bereichen Land-
wirtschaft, Naturschutz und 
ländlicher Raum werden viele 

auf Landesebene verwaltete För-
derprogramme umgesetzt. Die 
Organisation der Umsetzung ist 
sehr unterschiedlich, häufig 
kommt es zu einem Neben- statt 
Miteinander in den Verwaltun-
gen, und die Fachkompetenz ist 
nicht immer gegeben. Der Ver-
waltungs- und Kontrollaufwand 
steht häufig in keinem akzepta-
blen Verhältnis zu den Förder-
summen und den Anforderungen 
an die Begünstigten. Wir wollen 
die Verwaltungsstruktur für die 
Förderprogramme optimieren 
und eigene Förderprogramme 
auf minimalen Aufwand für Be-
günstigte und Verwaltung aus-
richten. Die Agrarinvestitions-
förderprogramme wollen wir bei 
der Verteilung der Mittel aus der 
zweiten Säule stärker gewichten 
und entbürokratisieren. Investi-
tionen in Maßnahmen zur Ver-
besserung des Tierwohls, effizi-
ente Agrartechnik, Digitalisie-
rung sowie in die Präzisionsland-
wirtschaft sollen verstärkt 
gefördert werden.

Die Ferkelerzeuger stehen vor 
großen Herausforderungen. 
Welche Politik verfolgen Sie 
mit Blick auf das Kasten-
standsurteil, insbesondere in 
der Frage von Übergangszei-
ten beziehungsweise Be-
standsschutz. Für welche Lö-
sung bei der Ferkelkastration 
würden Sie sich bei einer Re-
gierungsbeteiligung im Bun-
desrat starkmachen?

Die hess i schen 
schweinehaltenden 

Betriebe werden wir darin unter-
stützen, die neuen Vorgaben zur 
schmerzfreien Kastration und 
zur Kupierung der Schwänze von 
Mastschweinen sowie das Mag-
deburger Kastenstandsurteil pra-
xistauglich umsetzen zu können.
Für die Frage der schmerzlosen 
Ferkelkastration muss sehr 
schnell eine praxistaugliche Lö-
sung umgesetzt werden, um 
Wettbewerbseinbußen hessi-
scher und deutscher Erzeuger zu 
verhindern. 
Die CDU Hessen spricht sich 
eindeutig für die Ermöglichung 
des so genannten 4. Weges, also 
der Lokalanästhesie am Hof 
durch den Landwirt, als weitere 
Alternative neben dem Eingriff 
unter Narkose, der Immunoka-
stration und der Jungebermast 
aus.
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Außerdem treten wir für eine 
bundesweit einheitliche Rege-
lung zur Vorgabe für die Kasten-
standhaltung bei der Ferkelpro-
duktion ein, die den Vertrauens-
schutz der Landwirte mit ver-
nünftigen Übergangsregeln, die 
praxistauglich und wirtschaftlich 
darstellbar sind, vollumfänglich 
sicherstellt.

Bei der Ferkelerzeu-
gung sollten nach 
dem Kastenstands-
urteil die Über-
gangsfristen verlän-

gert werden und bei bestimmten 
Erzeugern ein Bestandsschutz 
ausgesprochen werden.
Hinsichtlich der Ferkelkastrati-
on erscheint uns mittelfristig die 
Methode einer Impfung für 
männliche Ferkel am praktika-
belsten. Diese Impfung erfolgt 
zwei Mal und die Methode wird 
in vielen Ländern angewendet, 
vor allem ist sie aber tierschutz-
konform. 
Längerfristig wäre es im Sinne 
des Tierschutzes die Mast von 
unkastrierten Ebern zu ermögli-
chen. 
Die Lokalanästhesie als zusätzli-
che Alternative für die Ferkelkas-
tration lehnen wir ab. Eine wirk-
same Betäubung durch diese 
Methode halten wir für unrealis-
tisch.

Hessen hat sich auf 
der Amtschefkonfe-
renz bereits im Ja-
nuar 2017 für ein 

gemeinsames länderübergreifen-
des Vorgehen hin zu einer tier-
schutzgerechteren Sauenhaltung 
in Deutschland eingesetzt. Zu-
dem hatte die grün-mitregierte 
Landesregierung auf dem Erlass-
weg vorgesehen, dass die Sauen-
betriebe Konzepte erstellen, um 
für ihre Sauenhaltung Rechtssi-
cherheit zu gewährleisten. Um 
den Tierhalterinnen und Tier-
haltern eine geeignete Unter-
stützung zur Konzepterstellung 
zugänglich zu machen, wurden 
vom „Runden Tisch Tierwohl“ 
Handreichungen zur Konzepter-
stellung erarbeitet und veröf-
fentlicht. 
Außerdem steht das Bera-
tungsteam des Landesbetriebs 
Landwirtschaft Hessen weiter-
hin zur intensiven Begleitung der 
Betriebe bereit. An diesem Kurs 
wollen wir festhalten.

Bei der Umset-
zung neuer EU-
Vorschriften 
oder Gerichtsur-

teile, wie etwa dem Urteil zu den 
Kastenständen, fordern wir Freie 
Demokraten eine Beachtung von 
Rechts- und Planungssicherheit 
für unsere Landwirte. Schnell-
schüsse oder Alleingänge nutzen 
der Sache nicht und fügen den 
landwirtschaftlichen Betrieben 
enormen Schaden zu. Beim Er-
lass neuer Bestimmungen for-
dern wir Freie Demokraten des-
halb faire, fachlich fundierte und 
nicht wettbewerbsverzerrende 
Regelungen. Nur dadurch erhal-
ten unsere Landwirte Rechts- 
und Planungssicherheit. Evi-
denzbasierte Forderungen nach 
Verbesserung der Tiergesund-
heit und des Tierwohls sind 
gleichwohl berechtigt. Überzo-
gene nationale Alleingänge, wie 
bei der Sauenhaltung, dienen 
jedoch allenfalls bedingt dem 
Tierwohl, sondern sie beschleu-
nigen die Entwicklung hin zu 
Großbetrieben und zu einer Ver-
lagerung der Nutztierhaltung in 
andere EU-Staaten und in Dritt-
länder mit weniger strengen Re-
gelungen und Kontrollmaßnah-
men. 
Was die Ferkelkastration angeht, 
so dürfen noch bis Ende 2018 
laut Tierschutzgesetz männliche 
Ferkel bis zum siebten Lebens-
tag ohne Betäubung kastriert 
werden. Das Bundeslandwirt-
schaftsministerium muss jetzt 
schleunigst handeln und die not-
wendigen gesetzlichen Rahmen-
bedingungen schaffen. Parallel 
muss mit der Pharmaindustrie 
besprochen werden, was in der 
Kürze der Zeit noch machbar ist. 
Aus einer kleinen Anfrage der 
FDP-Bundestagsfraktion an die 
Bundesregierung geht hervor, 
dass sich in anderen EU-Län-
dern verschiedene Verfahren 
etabliert haben. In den Nieder-
landen etwa findet eine Inhalati-
onsanästhesie mit CO2 Anwen-
dung, die die Freien Demokraten 
jedoch im Hinblick auf das Tier-
wohl ablehnen. Sollte es in der 
Kürze der Zeit nicht gelingen, 
eine praktikable Lösung vorzu-
legen, brauchen wir einen Über-
gangszeitraum.

Der Ökolandbau hat, auch 
durch die entsprechende För-
derung, stark zugenommen. 
Wie würden Sie die Unter-

stützung des Ökolandbaus 
künftig gestalten?

Konventionelle und 
ökologische Land-

wirtschaft sind nach unserer 
Überzeugung gleichwertig. Es 
obliegt der freien Entscheidung 
der Bauern, ob sie konventionell-
nachhaltig oder unter den beson-
deren Bedingungen „ökolo-
gisch“ produzieren möchten. 
Diese Entscheidungsfreiheit ist 
für uns als CDU Hessen zentral.
Eine besondere Förderung der 
ökologischen Landwirtschaft ist 
für uns dort gerechtfertigt, wo 
betriebliche Mehraufwendungen 
zum konkreten Schutz von Um-
welt-, Artenschutz, Boden- oder 
Wasserschutz getätigt werden.
Die Umstellungs- und Beibehal-
tungsförderung des ökologi-
schen Landbaus wird die CDU 
Hessen aus Gründen der Pla-
nungssicherheit der Ökoland-
wirte und zur Sicherstellung ei-
ner echten Wahlfreiheit aller 
Betriebe vollumfänglich beibe-
halten.

Die Neuausrichtung 
der Landwirtschaft 
muss sozial gerecht, 
ökologisch verträg-
lich und ökono-

misch rentabel aufgestellt wer-
den. Dies ist nur möglich, wenn 
wir gemeinsam mit der Land-
wirtschaft die Zukunft gestalten. 
Dazu gehören auch unsere Le-
bensgrundlagen Wasser, Boden, 
Luft und Artenvielfalt heute und 
für die nächste Generation zu 
erhalten. Die SPD unterstützt 
die Förderung des Ökolandbaus 
in Hessen. Den Ökomodellregi-
onen stehen wir grundsätzlich 
positiv gegenüber. Im nächsten 
Schritt müssen wir dringend 
ganz Hessen zu einer Ökomo-
dellregion werden lassen. 
Es ist zudem das Gebot der Fair-
ness, alle hessischen Ökobetriebe 
mit den gleichen Chancen aus-
zustatten, damit gar nicht erst 
weitere Wettbewerbsnachteile 
untereinander entstehen. Zudem 
geht es uns vor allem darum, Bio-
Lebensmittel aus der Region in 
Zukunft für jedermann finanziell 
erschwinglich zu machen. Wir 
müssen uns noch mehr anstren-
gen, regionale Produkte dem 
Verbraucher schmackhaft zu ma-
chen. Das fängt beim regionalen 
Marketing an und hört beim 
günstigen Preis auf. Bessere Ar-

beitsbedingungen bei entspre-
chender Entlohnung sind der 
beste Schutz für die Tiere. Daher 
wollen wir für die Beschäftigten 
in der Landwirtschaft, den 
Transport-, Schlacht - und Ver-
arbeitungsbetrieben einen ge-
setzlichen Mindestlohn einfüh-
ren.

Wir wollen diese 
nachhaltige Bewirt-
schaftungsform wei-
terhin besonders 

fördern und bis 2025 die Öko-
landbauflächen durch gezielte 
Förderung auf 25 Prozent erhö-
hen. Die Einrichtung von Öko-
modellregionen wollen wir fort-
setzen und erreichen, dass künf-
tig ganz Hessen zur ersten Öko-
modellregion Deutschlands 
wird. Darüber hinaus soll die 
Förderung der Vermarktung 
hessischer Bio-Produkte und 
Spezialitäten ausgebaut werden. 
Wir wollen Kommunen und Re-
gionen fördern, die Biokommu-
ne werden wollen. Die hessi-
schen Staatsdomänen sollen als 
Vorbildbetriebe fungieren, wäh-
rend der ökologische Anbau bei 
Ausschreibungen besondere Be-
rücksichtigung finden soll.
Im Unterricht der landwirt-
schaftlichen Ausbildung und der 
Meister- und Technikerschulen 
sowie in Fortbildungen soll der 
Ökolandbau als Querschnitts-
thema in allen Modulen aufge-
nommen werden. Auch in der 
Forschung wollen wir den Öko-
landbau stärken. Wir machen uns 
dafür stark, ein Leibniz Institut 
für (Öko-)Agrarsystemforschung 
in Hessen zu etablieren.
Wir werden darüber hinaus eine 
Strategie für eine nachhaltige 
Landwirtschaft für ganz Hessen 
erarbeiten. Unabhängig davon, 
ob ein Betrieb sich ökologisch 
oder konventionell ausrichtet, 
soll es gezielte Förderung und 
Angebote für eine nachhaltige 
Landwirtschaft geben. Als poli-
tische Leitlinie gilt für uns: Die 
kleinstrukturierte, bäuerliche 
Landwirtschaft in Hessen soll 
erhalten und unterstützt werden. 
Dazu gehört es auch, die Direkt-
vermarktung regionaler Lebens-
mittel zu fördern.

Die ökologische 
Landwirtschaft 
f i n d e t  e i n e n 
Markt, wenn der 

Verbraucher von der Qualität 
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der Produkte überzeugt ist. Wir 
Freie Demokraten wollen wieder 
Fairness zwischen konventionel-
ler und ökologischer Landwirt-
schaft schaffen und die einseitige 
Bevorzugung eines kleinen Teils 
der Landwirtschaft beenden. 
Der Verbraucher entscheidet al-
lein darüber, welche Produkte er 
kaufen möchte. Einseitige Emp-
fehlungen des Staates sollten 
daher unterlassen werden. Auf-
gabe des Staates ist es, für die 
einwandfreie Qualität der Pro-
dukte zu sorgen. Zusätzlich wol-
len wir Freie Demokraten Ver-
marktungsnetzwerke für regio-
nale Produkte – egal ob konven-
tionell oder biologisch produziert 
– fördern, um unsere heimische 
Landwirtschaft zu stärken und 
regionale Wertschöpfungsketten 
zu schaffen.

Welche Maßnahmen planen 
Sie für die Agrarberatung und 
wie stellen Sie deren Unab-
hängigkeit sicher?

Ein gutes, fachlich 
differenziertes und 

flächendeckend erreichbares An-
gebot landwirtschaftlicher Bera-
tung sowie Aus- und Weiterbil-
dung wollen wir beibehalten.
Wir wollen dazu die Beratungs- 
und Weiterbildungskapazität in 
den Landesbetrieben, den Be-
hörden und den Hochschulen 
ausbauen, um allen Landwirten 
fachkundige Beratung zu den 
agrarpolitischen Herausforde-
rungen der Zukunft zukommen 
lassen zu können. Die gut ausge-
bildeten Mitarbeiter und die 
praxisnahe Steuerung über das 
Kuratorium für das landwirt-
schaftliche und gartenbauliche 
Beratungswesen stellen eine 
fachlich fundierte, praxisnahe 
und unabhängige Beratung si-
cher.
Für die landwirtschaftliche Aus- 
und Weiterbildung wollen wir 
uns weiterhin engagieren und die 
Betriebe und die Auszubildenden 
unterstützen. Ausbildungsinhal-
te werden wir im Dialog mit dem 
Berufsstand definieren.

Die Rolle der land-
wirtschaftlichen Be-
ratung wird an Be-
deutung gewinnen 
und auch neue Auf-

gaben vor sich haben. So sehen 
wir die landwirtschaftlichen Be-
triebe als Partner einer neuen 

Politik für den ländlichen Raum. 
Sie spielen dort künftig eine 
noch stärkere Rolle bei der sozi-
alen, ökonomischen und ökolo-
gischen Entwicklung.

Wir setzen vor allem 
auf Dialog und Be-
ratung, denn dies 
hat sich als sehr er-

folgreich erwiesen. Wir haben 
deshalb die Gewässerschutzbe-
ratung in der Landwirtschaft 
ausgebaut. Seitens der Landes-
regierung besteht das flächende-
ckende Beratungsangebot des 
hierfür in Hessen zuständigen 
Landesbetriebs Landwirtschaft 
Hessen (LLH). Ergänzend hier-
zu wird in den WRRL-Maßnah-
menräumen eine gewässer-
schutzorientierte, landwirt-
schaftliche Beratung finanziert.
Die Unabhängigkeit der Bera-
tung ist insofern bereits jetzt si-
chergestellt, da der LLH als ei-
genständige, dem Hessischen 
Ministerium für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz (HMUKLV) 
nachgeordnete, Behörde arbei-
tet. 
Die Beratungskräfte der hessi-
schen Offizialberatung im LLH 
beraten alle in Landwirtschaft 
und Gartenbau tätigen Personen 
praxisnah, kompetent und neut-
ral.

Wir Freie Demo-
kraten stehen für 
Technologieof-
fenheit, die sich 

auch auf die Frage der Betriebs-
formen von landwirtschaftlichen 
Betrieben bezieht. Die Nachfra-
ge des Verbrauchers entscheidet 
am Ende mit der Marktmacht 
über den Erfolg der Betriebs-
form. Wir wollen daher auch, 
dass die Beratung sich an objek-
tiven Kriterien messen lassen 
muss und keine einseitigen poli-
tisch motivierten Wege unter-
stützt. Beratung funktioniert 
insgesamt nur, wenn die Land-
wirte Vertrauen in die Berater 
haben und diese auf die Bedürf-
nisse und die Eigenheiten der 
einzelnen Landwirte auch einge-
hen. Diese Form der Beratung, 
wie etwa das Wetterauer Modell 
bei der Düngung, wollen wir 
weiter gezielt unterstützen, da 
auf diesem kooperativen Weg 
mehr erreicht werden kann, als 
durch Ordnungsrecht oder poli-
tische Ideologie.

Die Regionalität von Lebens-
mitteln liegt im Trend. Inwie-
weit würden Sie diesen Trend, 
insbesondere mit Blick auf die 
Lebensmittelverarbeitung, be-
gleiten?

Der Trend zu regio-
nal produzierten 

Lebensmitteln ist eine große 
Chance – insbesondere für die 
kleinräumig und bäuerlich struk-
turierte Landwirtschaft, deren 
Erhalt ein wesentliches Anliegen 
der CDU Hessen ist.
Direktvermarktung und die re-
gionalen Vermarktungsstruktu-
ren wollen wir unterstützen. Die 
Marketing-Gesellschaft „Gutes 
aus Hessen“ und regionale 
Strukturen wollen wir dafür stär-
ken und insbesondere mehr pri-
vate Partner einbinden. Die Eta-
blierung und Finanzierung eines 
Wertschöpfungskettenmanag-
ments bei der Marketing-Gesell-
schaft war hierzu ein wichtiger 
Schritt.
Damit regionale Wertschöp-
fungsketten erhalten bleiben 
können, setzen wir uns für eine 
dezentrale Versorgung mit den 
notwendigen Verarbeitungsbe-
trieben ein. Insbesondere wollen 
wir die Vielfalt der Molkereibe-
triebe erhalten und wenn mög-
lich ausbauen und – auch aus 
Tierschutzgründen – für ausrei-
chende Kapazi täten von 
Schlachthöfen sorgen und de-
zentrale Schlachtungen erleich-
tern. Die Ökomodellregionen 
werden wir zu Modellregionen 
für die Stärkung der regionalen 
Vermarktung aller landwirt-
schaftlichen Produkte ausbauen 
und flächendeckend umsetzen.

Wir setzen uns für 
den Erhalt einer 
leistungsfähigen, 
den Zielen der 
Nachhaltigkeit und 

des Tierwohls verpflichteten, 
wettbewerbsfähigen Landwirt-
schaft ein, die auf hohem Niveau 
sichere Lebensmittel produziert 
und den Menschen in den Land-
wirtschaftsbetrieben ein gutes 
und stabiles Auskommen sichert. 
Regionale Lebensmittel, Biopro-
dukte, Tierwohl und Biodiversi-
tät werden wir besonders för-
dern, in dem wir ein Marketing 
für regional erzeugte Lebensmit-
tel und Produkte aufbauen und 
ein verbraucherfreundliches und 
leicht verständliches Kennzeich-

nungssystem bzw. Label für re-
gional, nachhaltig produzierte 
und vermarktete Lebensmittel 
unterstützen.

Wir wollen den Aus-
bau der Direktver-
marktung und den 
Vertrieb regionaler 

Produkte besonders fördern. Im 
Rahmen des Ökoaktionsplans 
und der Einrichtung der hessi-
schen Ökomodellregionen ha-
ben wir eine gute Grundlage 
geschaffen, um die regionale 
Vermarktung zu stärken. Auch 
im Zukunftspakt Landwirtschaft 
wird über eine transparente, re-
gionale Vermarktung beraten. 
Mit der Vermarktungsstrategie 
„Echt Hessisch“ und der Marke-
tinggesellschaft „Gutes aus Hes-
sen“ verfolgen wir das Ziel, die 
Wertschöpfung im ländlichen 
Raum zu erhalten. Dies wollen 
wir weiter fortsetzen.
Zur regionalen Wertschöpfung 
gehören für uns auch kleinteilige 
Verarbeitungsbetriebe wie 
Schlachtstätten und kleine Mol-
kereien, die wir besser unterstüt-
zen wollen. Gerade auch die re-
gionale Vermarktung von Fleisch 
ist für Klima, Natur und die 
Höfe gleichermaßen ein Ge-
winn. Deshalb wollen wir die 
hofnahe Schlachtung unterstüt-
zen, zum Beispiel durch eine 
Förderung mobiler Schlachtstät-
ten. Wir Grüne wollen außer-
dem erreichen, dass die Erzeu-
gung und der Verbrauch von 
Lebensmitteln insgesamt wieder 
mehr in der Region stattfindet, 
dass mehr regionales und ökolo-
gisches Essen auf die Teller öf-
fentlicher und privater Kantinen 
und in Schulen kommt und we-
niger Lebensmittel verschwen-
det werden. Dazu gehört für uns 
auch, dass die Kinder selbst ler-
nen, wie gesundes Essen zube-
reitet wird. Deshalb wollen wir 
nachhaltige Konzepte in Schul-
küchen und Kitaküchen unter-
stützen und Schulkantinen aus-
zeichnen, die in ihrer Konzepti-
on besonders auf nachhaltige, 
regionale und gesunde Ernäh-
rung achten. Und wir wollen 
Mittel bereitstellen, damit jedes 
Schulkind mindestens einmal für 
eine Woche einen Schulbauern-
hof oder eine ähnliche Einrich-
tung besuchen kann um zu er-
fahren, woher unsere Lebens-
mittel kommen und wie sie ver-
arbeitet werden.
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Wie bereits in der 
Antwort  zum 
Ökolandbau er-
wähnt, wollen 

wir regionale Vermarktungsnetz-
werke stärken. Aus unserer Sicht 
ist unsere heimische Landwirt-
schaft stark und bei den Men-
schen auch weitgehend akzep-
tiert. Durch die Vermarktung 
regionaler Produkte kann man 
diesen Bezug der Menschen zur 
Landwirtschaft der Region noch 
verbessern und obendrein auch 
einen ökologischen Mehrwert 
erreichen. In einigen Branchen, 
wie etwa der Fleischverarbeitung 
stellt sich allerdings das Problem 
zu weniger oder gar keiner 
Schlachthäuser in der Region. 
Dies ist vor allen Dingen bedingt 
durch sehr hohe bürokratische 
Anforderungen. Hier wollen wir 
prüfen, welche Maßnahmen hel-
fen können, dass regional produ-
ziertes Fleisch auch wieder in der 
Region verarbeitet werden kann.

Was würden Sie tun, um den 
weiter fortschreitenden Flä-
chenverbrauch zu Lasten der 
landwirtschaftlichen Nutzflä-
che zu verringern?

Zur Reduzierung 
des Flächenver-

brauchs wollen wir – auf Grund-
lage des „Zukunftspakts hessi-
sche Landwirtschaft“ – mit dem 
landwirtschaftlichen Berufsstand 
ein Maßnahmenbündel verein-
baren.
Dazu gehört für die CDU Hes-
sen unter anderem:
• Die Stärkung des Prinzips der 

Innenentwicklung, wozu be-
reits vielfältige Maßnahmen 
unternommen wurden, um 
Nachverdichtungen, Aufsto-
ckungen usw. voranzubringen.

• Klare Vorgaben in der Landes- 
und Regionalplanung, die 
landwirtschaftliche Vorzugs-
gebiete gegen Flächenkonkur-
renz schützen.

• Die drastische Reduzierung 
des Flächenverbrauchs durch 
naturschutzrechtlichen Aus-
gleich durch einen wirkungs-
vollen Ökopunktehandel und 
eine Fokussierung auf produk-
tionsintegrierte Ersatzmaß-
nahmen und Ersatzgeld.

• Die strikte Anwendung der 
Flächenschonklausel des Bun-
desnaturschutzgesetzes.

• Der Abbau naturschutzrecht-
licher Restriktionen der land-
wirtschaftlichen Produktion.

Für eine gute Zu-
kunft müssen wir 
handeln und auch 
investieren. Wer 
heute nicht in Woh-

nungen, Straßen, Öffentlichen 
Personennahverkehr und in den 
ländlichen Raum investiert, wird 
der sozialen und wirtschaftlichen 
Entwicklung in Hessen schaden. 
Wenn wir diese wichtigen Inves-
titionen in die Zukunft unseres 
Landes und der hier lebenden 
Menschen vornehmen, geht da-
mit aber auch ein gewisser Flä-
chenverbrauch einher. Unserer 
Ansicht nach ist das Entschei-
dende, diesen Flächenverbrauch 
dabei so gering wie möglich zu 
halten und ausreichende Aus-
gleichsmaßnahmen vorzusehen. 
Sowohl Landwirtschaft als auch 
Naturschutz verlieren kontinu-
ierlich an Fläche. Der Flächen-
verbrauch vernichtet vielfach 
wertvolle (Acker-) Böden. Hier 
müssen Landnutzer und Land-
schützer enger zusammenarbei-
ten, um dem stetigen Flächen-
verlust wirksam zu begegnen. 
Hierzu sollte ein Konzept der 
zukunftsweisenden Zusammen-
arbeit zwischen Landwirtschaft 
und Naturschutz entwickelt wer-
den.

Uns ist bewusst, dass 
die Zielvorgabe von 
maximal 2,5 Hektar 
Flächenverbrauch 

pro Tag im neuen Landesent-
wicklungsplan nur ein Zwischen-
schritt sein kann. Wir werden 
uns dafür einsetzen, dass die Flä-
chenversiegelung schrittweise 
bis auf Netto Null reduziert 
wird.
Wir wollen zudem das Grund-
stücksverkehrsgesetz in Hessen 
überprüfen, damit landwirt-
schaftliche Flächen auch tatsäch-
lich in der Hand der Bäuerinnen 
und Bauern bleiben, und weitere 
Maßnahmen zum Erhalt der 
landwirtschaftlichen Flächen auf 
den Weg bringen.
Wenn versiegelt wird, muss an 
anderer Stelle entsiegelt werden. 
Dazu wollen wir einen Diskussi-
onsprozess zur Flächenwende 
mit allen Beteiligten starten. 
Denn hierfür brauchen wir eine 
Gesamtstrategie. Um dieses Ziel 
zu erreichen, brauchen wir eine 
verstärkte Innenentwicklung und 
die Aufbereitung und Nutzung 
von Brachflächen. Dazu müssen 
auch in den Verwaltungen geeig-
nete, ämterübergreifende Orga-
nisationsstrukturen geschaffen 
werden, die ein effektives Flä-
chenmanagement ermöglichen. 
Auch den Ausbau von immer 
mehr Straßen wollen wir redu-
zieren und stattdessen bestehen-
de Straßen sanieren.

Fläche ist nicht 
vermehrbar und 
deshalb ein hohes 
Gut. Unsere Ge-

sellschaft beansprucht Flächen 
für Siedlung und Verkehr, Na-
turschutz, Energiegewinnung 

und industrielle Produktion. Die 
hierfür genutzten Flächen gehen 
für die landwirtschaftliche Pro-
duktion verloren. Die vielfalti-
gen und widerstrebenden Nut-
zungsanspruche sollen mit einer 
effizienten Flächennutzung be-
friedigt werden. Wir wollen au-
ßerdem den Ökopunktehandel 
als marktwirtschaftliches Ele-
ment stärken. Kompensations-
maßnahmen, die häufig zu Las-
ten landwirtschaftlicher Fläche 
gehen, sollen besser koordiniert 
werden, der hohe Flächenver-
brauch bei Infrastrukturprojek-
ten wird durch höhere Kosten 
beim Kauf von Ökopunkten ver-
mindert. Darüber hinaus sehen 
es die Freien Demokraten als 
sinnvoll an, wenn zum Ausgleich 
eines Eingriffes zweckgebunden 
Geld gezahlt wird und dieses in 
bedeutende Maßnahmen des 
Naturschutzes im gleichen Na-
turraum investiert wird. Wir for-
dern deshalb, dass die Bundes-
länder künftig die Möglichkeit 
erhalten, das sogenannte Ersatz-
geld anderen Instrumenten der 
Kompensation gleichzustellen.

Schnelles Internet ist auch für 
landwirtschaftliche Unterneh-
men enorm wichtig. Wie wol-
len Sie dies auch in den länd-
lichen Räumen Hessens vor-
anbringen?

Der flächendecken-
de Breitbandausbau 

für jeden Haushalt überall in 
Hessen, ist nach unserer Über-
zeugung von existenzieller Be-

Am 28. Oktober 2018 wählen die Hessen den 20. Hessischen Landtag. Ihm gehören 110 Abgeordnete an. Die 
Hälfte von ihnen – also 55 – werden direkt in den 55 Wahlkreisen des Landes gewählt. Die andere Hälfte kommt 
über die Landeslisten der Parteien ins Parlament.  Foto: imago/ecomedia/Robert Fishman
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deutung für die ländlichen Räu-
me in Hessen.
Bis Ende 2018 soll in Hessen als 
erster Schritt eine flächende-
ckende Versorgung oder Versor-
gungsperspektive mit schnellem 
Internet von mindestens 50 
Mbit/s geschaffen werden. Dies 
ist wichtig, reicht aber mittelfris-
tig nicht aus. Wir machen Hes-
sen deshalb bis 2025 flächende-
ckend zum Gigabit-Land und 
unterstützen den Rechtsan-
spruch auf Breitbandversorgung. 
Land und Bund stellen dafür 
Hand in Hand die nötigen För-
dergelder bereit, wo ein markt-
getriebener Ausbau nicht funk-
tioniert.
Wir wollen die Digitalisierung 
für unsere Land- und Forstwirt-
schaft nutzbar machen. Dafür 
stellen wir die Infrastruktur be-
reit, denn moderne IT-Anwen-
dungen nutzen Land- und Forst-
wirt, Verbraucher und Umwelt 
gleichermaßen. Speziell für die 
Landwirtschaft wollen wir eine 
gesonderte Innovationsberatung 
zur Landwirtschaft 4.0 schaffen 
und Investitionen über die Inves-
titionsförderung und ggf. darü-
ber hinaus über einen Innovati-
onsfonds unterstützen.

Wir wollen die 
Chancen der Digi-
talisierung im Ag-
rarsektor nutzen. 
Noch gibt es nicht 

überall eine ausreichende digita-
le Infrastruktur. Dies muss 
schnell geändert werden. Denn 
die digitalen Anwendungen er-
möglichen eine einheitliche Da-
tenerhebung und -verarbeitung 
von Agraranträgen, u.a. bei der 
Düngebilanzierung und bei 
Pflanzenschutzmaßnahmen und 
stellen so eine Arbeitserleichte-
rung und eine Optimierung bei 
der Ausbringung von Dünge - 
und Pflanzenschutzmitteln für 
die Betriebe und Behörden dar. 
Intelligente Datenverarbeitung 
und Sensorik sorgen dafür, dass 
unerwünschte Einträge reduziert 
werden. Datenschutz und Da-
tensicherheit müssen gewähr-
leistet werden. Zusätzlich brau-
chen wir staatliche Schnittstellen 
für die Landwirtschaft, die im 
Rahmen der Daseinsvorsorge 
deutschlandweit einheitlich ge-
staltet sind und kostenfrei zur 
Verfügung stehen.

Wir Grüne setzen 
uns in ganz Hessen 
für datenstarke In-
ternetverbindungen 

ein: Bis Jahresende 2018 wird 
Hessen flächendeckend mit einer 
Internetleistung von bis zu 50 
MBit/s versorgt sein. Bis 2025 
werden wir hessenweit gigabit-
fähige Infrastrukturen bereitstel-
len, die Leistungen von bis zu 
400 MBit/s ermöglichen. 2030 
wiederum sollen Glasfaserleitun-
gen (FTTB/H) bis in jedes Un-
ternehmen und Haus reichen – 
auch auf dem Land. Öffentliche 
WLAN-Netze bringen zudem 
das Internet dorthin, wo es ge-
braucht wird. Dazu haben wir 
beispielsweise das Programm 
Digitale Dorflinde aufgelegt und 
mit 1 Million Euro jährlich in 
2018 und 2019 ausgestattet.

Unser Ziel ist, 
Hessen zu einem 
europaweit füh-
renden Standort 

der digitalen Wirtschaft zu ma-
chen. Die Grundvoraussetzung 
dafür ist eine leistungsfähige di-
gitale Infrastruktur. Deshalb hat 
der Ausbau eines glasfaserbasie-
renden Gigabitnetzes für uns 
höchste Priorität. Schrittweise 
wollen wir alle Gemeinden mit 
hochleistungsfähigen Anschlüs-
sen versorgen.
Wenn die ländlichen Regionen 
attraktiv bleiben, sind auch die 
Herausforderungen des Bal-
lungsraums leichter zu bewälti-
gen. Wir wollen, dass auch und 
gerade die Menschen auf dem 
Land die Chancen der Digitali-
sierung ergreifen können. Des-
halb soll das Glasfasernetz als 
Basisinfrastruktur der digitalen 
Zukunft in ganz Hessen ausge-
baut und die WLAN-Versor-
gung auf dem Land verbessert 
werden. Mit einem „Anti-
Funkloch-Programm“ soll eine 
flachendeckende Versorgung mit 
mobilem Internet sichergestellt 
werden.

Die landwirtschaftlichen 
Grundeigentümer haben ein 
großes Interesse an der At-
traktivität der Feldjagden. 
Welche Maßnahmen würden 
Sie im Jagdgesetz ergreifen, 
um dies zu erreichen?

Das 2011 von der 
CDU-Landtags-

fraktion in enger Zusammenar-

beit mit dem Landesjagdverband 
erarbeitete Hessische Jagdgesetz 
hat sich als moderne und praxist-
augliche Grundlage für die 
Jagdausübung in Hessen bewährt 
und soll unverändert erhalten 
bleiben.
Wir werden uns dafür einsetzen, 
die Regelungen der Jagdverord-
nung, die in schwieriger Kom-
promissfindung mit dem Koali-
tionspartner entstanden ist, kri-
tisch zu evaluieren und unnötige 
Beschränkungen und bürokrati-
sche Hürden der Jagdausübung 
abzubauen.
Dafür wollen wir insbesondere 
die Jagd- und Schonzeiten so 
anpassen, dass sie den wildbiolo-
gischen Erkenntnissen und den 
Anforderungen an Bestandsre-
gulierung, Tier- und Arten-
schutz, Waidgerechtigkeit und 
Jagdpraxis entsprechen.
Die ganzjährige Bejagung von 
Schwarzwild zum Schutz vor der 
Schweinepest und zur Präventi-
on vor Schäden in der Landwirt-
schaft ist – besonders im Feld – 
aus unserer Sicht unerlässlich.
Im Dialog mit der Jägerschaft 
werden wir zudem prüfen, ob zur 
nachhaltigen Reduzierung der 
Sauenbestände auch eine Ab-
schussprämie und der pilotweise 
Einsatz von Nachtzielgeräten 
erforderlich sind.

Wir wollen ein mo-
dernes Jagdrecht 
schaffen, an dem alle 
Beteiligten mitgear-
beitet haben, anstatt 

einem, das über die Köpfe hin-
weg entschieden wurde. Ein 
Jagdrecht, das ohne ideologische 
Sturheit auskommt, sondern auf 
wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen beruht. Das wir dazu in der 
Lage sind, haben wir mit unse-
rem Entwurf für das Jagdgesetz 
bewiesen, der heute noch näher 
an der Realität dran ist, als das 
aktuelle Gesetz. 19 Jahre lang hat 
es die CDU versäumt, ein mo-
dernes Jagdrecht zu schaffen. 
Die Quittung für diese Versäum-
nisse war die Jagdverordnung.

Hierzu sehen wir 
keine Änderungen 
im Hessischen Jagd-
gesetz vor. Die För-

derung der Lebensräume von 
Wild und die weidgerechte Be-
jagung sind umfassend und aus-
reichend im Hessischen Jagdge-
setz geregelt. Dieses sieht auch 

effektive Möglichkeiten zur Be-
jagung des Schwarzwildes bei-
spielsweise zum Schutz vor land-
wirtschaftlichen Kulturen vor 
(z.B. Kirrungen).

Das Jagdrecht ist 
in seiner heuti-
gen Form als 
Ausfluss von frei-

heitlichen Bestrebungen seit 
1848 an das Grundeigentum 
gebunden. Für uns Liberale ist 
das Recht auf Eigentum einer 
der Kernwerte unserer Gesin-
nung und geniest in Deutschland 
grundgesetzlichen Schutz. Wir 
sprechen uns daher deutlich ge-
gen eine Aushöhlung des Grund-
rechtes auf Eigentum durch die 
politische Hintertür aus und 
haben deshalb Klage gegen die 
Jagdverordnung in der derzeiti-
gen Form eingereicht. Nach un-
serer Überzeugung ist das Recht 
auf Eigentum stärker zu schüt-
zen; zumal es hier nicht um Be-
sitzstand, sondern um Umwelt-
schutz geht.
Das Jagdrecht soll weiterhin Ver-
trauen in die Sachkunde und das 
selbstbestimmte Handeln von 
Jägerinnen und Jägern setzen 
sowie das Recht am Grundeigen-
tum achten. Neben den berech-
tigten Interessen einer naturna-
hen Waldbewirtschaftung und 
der dafür notwendigen Regulie-
rung der Wildbestände wollen 
wir auch zum Schutz gesunder 
Populationen räuberische und 
invasive Arten kontrollieren. Wir 
Freie Demokraten setzen uns 
dafür ein, dass das bestehende 
Hessische Jagdgesetz durch die 
Ausführungsbestimmungen in 
der Hessischen Jagdverordnung 
nicht ausgehöhlt wird. Die der-
zeit gültige Jagdverordnung 
muss deshalb zurückgenommen 
werden und die Schonzeiten 
müssen so angepasst werden, 
dass auch der Schutz des Nieder-
wildes durch eine angemessene 
Jagdzeit von Raubtieren (Präda-
toren) gewährleistet wird. Wir 
Freie Demokraten halten die 
Änderungen der Jagdverordnung 
für inhaltlich verfehlt. Auch die 
ganzjährige Bejagung des 
Waschbären unter Einhaltung 
des Elternschutzes muss wieder 
ermöglicht werden, um der mas-
siven Ausbreitung des Waschbä-
ren etwas entgegenzusetzen. 
 
 Die Frage stellte 
 Cornelius Mohr


